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Drucksache V/ 3131 


Der Bundesminister für Verkehr 

See 8/20 - 39/68 


Bonn, den 3. Juli 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verseuchung des Wassers 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Mertes und Genossen 
— Drucksache V/3003 — 


Im Einvernehmen mit den Bundesministern für Gesundheits- 
wesen, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für wissen- 
schaftliche Forschung, für Wirtschaft und dem Auswärtigen Amt 
beantworte ich vorgenannte Anfrage wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Tankermotorschiff 
„Hasenbüttel" bei mindestens acht Fahrten giftige Natronlauge 
in den Rhein abgelassen hat, statt sie im Auftrag einer Raffi- 
nerie in die Nordsee zu verklappen? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei der Fahrt des MS 
„Hasenbüttel" der Reederei „Hamburger Lloyd" im März 1968 
von Raunheim bei Frankfurt nach Rotterdam Abwässer der 
Raffinerie der Caltex Deutschland GmbH, Raunheim, in den 
Rhein abgelassen worden sind. 

Nach der von der Caltex Deutschland GmbH zur Verfügung 
gestellten Analyse handelt es sich nicht um Abwässer, die aus- 
gesprochene Giftstoffe enthalten. Vielmehr sind es Abwässer, 
in denen unter anderem folgende Stoffe gelöst sind: 


Natriumhydroxid : l,95Vo 

Natriumsulfid : 2,40Vo 

Merkaptane : 0,07Vo 

Karbonate : Spuren. 


Die darin aufgeführten Merkaptane sind Geruchs- und Ge- 
schmacksstoffe, die vom Menschen als außerordentlich unange- 
nehm empfunden werden und die von Fischen in ihrem Fleisch 
gespeichert werden können, so daß diese ungenießbar werden. 

In unmittelbarer Nähe des Ablassens derartiger Abwässer kann 
es wegen ihres Gehaltes an Natronlauge auch zu Verätzungen 
der Haut und der Kiemen der Fische kommen. 
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Ob und in welchem Umfang von dem MS „Hasenbütter' vorher 
auf anderen Fahrten ähnliche Abwässer in den Rhein abgelas- 
sen worden sind, wird zur Zeit von der Wasserschutzpolizei 
Duisburg in einem Ermittlungsverfahren geklärt. Daher können 
weitere Angaben von der Bundesregierung zur Zeit nicht ge- 
macht werden. 

Die in Hamburg ansässige Reederei hat auf unsere Bitte hin ihre 
Vertragsunterlagen über den Transport der Caltex-Abwässer 
zur Verfügung gestellt. Hieraus ergibt sich, daß sie mit ihren 
Binnentankschiffen lediglich den Transport von Raunheim nach 
Rotterdam übernommen hat. 

Ergänzend hat die Reederei mitgeteilt, daß die Abwässer in Rot- 
terdam einer dort ansässigen Reinigungsfirma übergeben wur- 
den. 


2. Hat diese Beauftragung ergeben, daß — im Gegensatz zu der 
Antwort der Bundesregierung auf Drucksache V/1318, Nummer 3 
letzter Absatz — die staatlichen Empfehlungen nicht befolgt 
werden? 


Da der Transportauftrag der Reederei „Hamburger Lloyd" in 
Rotterdam endete, bestand zwischen den zuständigen Bundes- 
behörden und der Reederei bis zum Bekanntwerden des Ablas- 
sens von Raffinerieabwässern durch MS „Hasenbüttel" im 
April 1968 kein Kontakt wegen eines etwaigen Ablassens im 
Meerwasser. Der Bundesminister für Verkehr hat sich sofort 
nach Bekanntwerden des Falles mit der Reederei in Verbindung 
gesetzt, da die Absicht eines Einbringens in das Meer nicht aus- 
zuschließen war, und von ihr eine Analyse der Raffinerieab- 
wässer der Caltex Deutschland GmbH, Raunheim bei Frankfurt, 
erhalten. Daraufhin wurde vom Deutschen Hydrographischen 
Institut, der Bundesforschungsanstalt für Fischerei und der Bun- 
desanstalt für Gewässerkunde geprüft, 

a) ob nicht eine weitere Aufbereitung der Abwässer oder 
Lagerung an Land möglich ist, 

b) ob und unter welchen Bedingungen auch einer Abgabe 
im Meer zugestimmt werden kann. 

Der Reederei wurde danach mitgeteilt, daß dem Einbringen der- 
artiger Abwässer in die Nordsee wegen des Merkaptangehaltes 
nicht zugestimmt werden könne und ein Einbringen in das Meer 
nur in fischereilich nicht genutzten küstenfernen Gebieten des 
Atlantiks in Frage käme. 

Gleichzeitig wurde empfohlen, die bei der Caltex Deutschland 
GmbH, Raunheim, anfallenden Abwässer so zu behandeln, daß 
die Merkaptane in andere Verbindungen überführt und die Al- 
kalien neutralisiert werden können, so daß u. U. dann ein Ein- 
bringen in küstennahe Gebiete möglich wäre. 
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3. Wcinn wird es der Bundesregierung möglich sein, den ange- 
küiKÜgten Bericht (Drucksache V/1318, Nummer 1) über den 
Forlgang der Verhandlungen vorzulegen? 


Die Bundesregierung berichtet über die weiteren bisherigen 
Bemühungen, wissenschaftliche Unterlagen und andere Erkennt- 
nisse über das Problem der Abfallbeseitigung im Meer zu ge- 
winnen, wie folgt: 

1. Die Arbeitsgruppe „Marine Pollution'' der IOC*) hielt ihre 
1. Sitzung im August 1967 in Paris ab. Hierbei wurde u. a. 
beschlossen, daß weitere wissenschaftliche Untersuchungen 
auf nationaler und internationaler Ebene erforderlich sind, 
um zu Urteilen über das Ausmaß der Beeinträchtigung der 
marinen Umwelt zu gelangen. 

2. Die V. Vollversammlung der IOC im Oktober 1967 in Paris 
billigte den Bericht der Arbeitsgruppe und nahm die Ent- 
schließung V — 19 (Marine Pollution) an, in der insbeson- 
dere eine gemeinsame Arbeitsgruppe aller beteiligten Orga- 
nisationen der UN-Familie und die Ausarbeitung wissen- 
schaftlicher Programme gefordert wurden. Die Organisatio- 
nen der UN (IOC, FAO **), IMCO ***) haben entsprechende 
Schritte unternommen. 

3. Die Biologische Anstalt Helgoland verband ihre 75-Jahrfeier 
im September 1967 mit einem international stark besuchten 
Symposium „Biologische und hydrographische Probleme der 
Wasserverunreinigung in der Nordsee und angrenzenden 
Gewässern". Die Dokumentation dieser Veranstaltung (530 
Seiten) liegt jetzt vor (Helgoländer Wissenschaftliche Mee- 
resuntersuchungen, Band 17 Nr. 1 — 4 1968). 

4. Auf dem Symposium der Föderation Europäischer Gewässer- 
schutz im Oktober 1967 in Hamburg, das unter dem Thema 
„Schutz der Aleeresküsten vor Verunreinigung" stand, wur- 
den internationale Regelungen zum Schutz der Meereskü- 
sten gefordert. Gleichzeitig wurde empfohlen, internationale 
Vereinbarungen lür begrenzte Gebiete, z. B. für die Nordsee, 
möglichst schnell abzuschließen. 

5. Die Arbeitsgruppe „Abwässereinflüsse im deutschen Küsten- 
bereich'' der Deutschen Forschungsgemeinschaft führte im 
März 1967 in Bremerhaven ein Kolloquium durch, an dem 
auch die deutsche Industrie und Vertreter des benachbarten 
Auslandes teilnahmen. Die DFG beabsichtigt, jedes Jahr 
1 Million DM für dieses Schwerpunktprogramm anzusetzen. 
Ein weiteres Kolloquium über die Zwischenergebnisse ist 
für Herbst 1968 vorgesehen. 

6. Auch die einschlägigen Bundesinstitutionen (Deutsches Hy- 
drographisches Institut, Bundesforschungsanstalt für Fische- 
rei, Biologische Anstalt Helgoland, Bundesanstalt für Ge- 
wässerkunde) haben ihre Forschungsarbeiten über die Ver- 

*) IOC Zwischenstüdtliche Ozeanographisdic Kommission 

**) FAO = Ernähriings- und Landwirtschaftsorganisation der UN 

***) IMCO = Zwisdien.slaatuuie Boitiloiiue Scesdiiffahrts-Organisation 


3 



Drucksadle V/3131 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


unreinigung des Meeres, der Küstengewasser und der Was- 
serstraßen sowie über Folgewirkungen der Verunreinigung 
stärker ausgedehnt. Zusätzliche Mittel hierfür wurden be- 
reitgestellt. 

7. Innerhalb des Internationales Rates für Meeresforschung, 
Kopenhagen (ICES), der sich insbesondere mit dem östlichen 
Nordatlantik und der Nordsee befaßt, wurden im Februar 
und Juni 1968 zwei Sitzungen einer Arbeitsgruppe „Marine 
Pollution" durchgeführt, der die Nordseeanlieger angehören. 

Die Arbeitsgruppe hat einen Bericht entworfen, in dem alle 
Arten der Verschmutzung des Meeres, mit Ausnahme der 
Verschmutzung durch Radioktivität, behandelt werden. Der 
Bericht enthält die zugänglichen Informationen darüber, wel- 
che Art und welche Mengen von Abfällen von den einzelnen 
Nordseeanliegerstaaten in der letzten Zeit in die Nordsee 
cingebracht wurden bzw. laufend eingebracht werden. Aus- 
serdem werden darin auch die möglichen Schäden behandelt, 
die von den verschiedenen Abfallstoffen in der Nordsee 
verursacht werden können. 

8. Die weltweite Internationale Atomenergie-Organisation 
(lAEO) setzte ihre Vorarbeiten fort, um auf dem Gebiet der 
Versenkung radioaktiver Abfälle in das Meer zu internatio- 
nalen Vereinbarungen zu gelangen. Sie versucht z. Z. ein 
internationales Register über erfolgte Versenkungen radio- 
aktiver Abfälle in das Meer aufzustellen. 

Auch die Europäische Kernenergie-Agentur (ENEA) der 
OECD studiert weiterhin die Probleme der Versenkung 
niedrigradioaktiver Abfälle in die Tiefsee unter kontrollier- 
ten Bedingungen. 

Im Rahmen einer gemeinsamen Studie der Mitgliedsländer 
der ENEA wurde im Sommer 1967 zum ersten Male eine 
Probeversenkung verpackter, niedrig-radioaktiver Abfälle 
der Länder Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien und Niederlande in ein Tiefseegebiet 
des Nordatlantik, und zwar nach vorheriger Prüfung in in- 
ternationalen Sachverständigenausschüssen und unter inter- 
nationaler Kontrolle, durchgeführt. Ein Bericht der ENEA 
über diese internationale Aktion ist in Kürze zu erwarten. 

In diesem Zusammenhang werden auf der 15. Forschungs- 
fahrt des Forschungsschiffes „Meteor" (August bis Novem- 
ber 1968) in den Nordatlantik vom Deutschen Hydrographi- 
schen Institut zusammen mit der Bundesforschungsanstalt 
für Fischerei, dem Institut für Hydrobiologie und Fischerei- 
wissenschaft der Universität Hamburg und Wissenschaft- 
lern aus Frankreich, Großbritannien, Portugal und Spanien 
die ozeanographischen, meeresbiologischen und radiologi- 
schen Untersuchungen fortgesetzt werden, um weiteres Ma- 
terial zu der Frage zu erhalten, ob und wie unter kontrollier- 
ten Bedingungen bestimmte radioaktive Abfälle in die Oze- 
ane eingebracht werden können. 
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9. Die wissenschaftlichen Fragen der Abfallbeseitigung im 
Meer werden auch eine erhebliche Rolle in dem noch aus- 
zuarbeitenden Programm für ein ozeanographisches Jahr- 
zehnt in den 70er Jahren spielen, das der Präsident der USA 
vor kurzem angeregt hat und das jetzt von der IOC ins Auge 
gefaßt wurde. 

Ferner berichtet die Bundesregierung über folgende Ergebnisse 

ihrer Bemühungen: 

a) Ein Teilbetrag zur Verhütung der Verschmutzung der See 
wurde mit einer Vorschrift im Internationalen Übereinkom- 
men über das Verhalten beim Fischfang im Nordatlantik 
vom 17. März 1967 erzielt, die folgenden Wortlaut hat: 

„Ausgenommen in Fällen höherer Gewalt darf kein Fahr- 
zeug Gegenstände oder Substanzen in die See versenken, 
die die Fischerei behindern oder Fischen, Fanggeräten 
oder Fischereifahrzeugen Schaden zufügen könnten.“ 

Diese Vorschrift v/ird für die in der Fischerei eingesetzten 
Falirzeuge gelten. 

b) Hinsichtlich der Bemühungen, die Verunreinigung der See 
durch öl wirksamer als bisher zu bekämpfen, ist es gelun- 
gen, nach 3 in der Bundesrepublik Deutschland stattgefun- 
denen Arbeitstagungen der Schiffahrtsverwaltungen der 
Nordseeanlieger am 18. Juni 1968 einen Schlußentwurf für 
ein Regierungsabkommen abzufassen, das eine sofortige Un- 
terrichtung der übrigen Nordseeanlieger und eine Zusam- 
menarbeit bei der Überwachung der ölfeider und ihrer Be- 
kämpfung vorsieht. Dies soll auch für die Fälle gelten, bei 
denen andere Substanzen als öl nach einem Schiffsunfall 
größere Gefahren für die Nordsee erwarten lassen. 

Im übrigen wird hinsichtlich der Verhütung von Tankerun- 
fällen und ihrer Folgen im Herbst 1968 eine außerordentliche 
Vollversammlung der IMCO nach den vorangegangenen 
Verhandlungen in den Fachausschüssen der IMCO zahlreiche 
neue Regelungen auf den Gebieten der Ausrüstung der 
Schiffe und ihrer nautischen Führung sowie des öffentlichen 
und privaten Seerechts bringen. 


4. Wann ist mit den Unterlagen der eingeschalteten nationalen und 
internationalen Gremien zu rechnen, so daß die Bundesregie- 
rung dem Deutschen Bundestag die angekündigten Vorschläge 
für eine gesetzliche Regelung bezüglich des Einleitens und Ver- 
klappens von Abfällen in die See vorlegen kann (Drucksache 
V/1318, Nummer 6)? 

Die Bundesregierung hat vorgesehen, in 2 Gesetzesvorhaben 

a) Zustimmungsgesetz zum Internationalen Übereinkommen 
über die Hohe See, Genf 1958 

b) Abfallbeseitigungsgesetz 
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zunächst eine Rahmenregelung für die Fragen zu schaffen, die 
das Beseitigen von Industrieabfällen im Meerwasser außerhalb 
des deutschen Küstenmeeres (zur Zeit 3 sm) betreffen. 

Eine solche Rahmenregelung würde es ermöglichen, die Arbeit 
der gutachtlich tätigen wissenschaftlichen Behörden sowie die 
Genehmigung oder Ablehnungsbescheide jeweils an den Stand 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Auswirkungen in 
See anzupassen. 

Im übrigen wird im Zusammenhang mit dem Entwurf eines Ab- 
fallbeseitigungsgesetzes auch geprüft, auf welche Weise die 
Überwachung des Transportes wassergefährdender Abfallstoffe 
auf Binnen- und Küstengewässern künftig sichergestellt werden 
kann. 

Der Gesetzentwurf zum Zustimmungsgesetz zum Internationa- 
len Übereinkommen über die Hohe See wird in nächster Zeit 
den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet werden. Ebenso 
beabsichtigt die Bundesregierung, den Entwurf des Abfallbe- 
seitigungsgesetzes demnächst vorzulegen. 


Leber 
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